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Gesetzentwurf

Hannover, den 24.04.2018
Der Niederséchsische Ministerprasident

Entwurf eines Gesetzes Uber das ,Sondervermégen zur Finanzierung des Ausbaus von
Gigabitnetzen und der Beschleunigung von Digitalisierungsmafnahmen* und zur Anderung
des Gesetzes lber das ,, Sondervermdgen zur Nachholung von Investitionen bei den Hoch-
schulen in staatlicher Verantwortung“

Frau
Prasidentin des Niedersachsischen Landtages
Hannover

Sehr geehrte Frau Prasidentin,
anliegend ibersende ich den von der Landesregierung beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes Uber das ,Sondervermdgen zur Finanzierung des Ausbaus von
Gigabitnetzen und der Beschleunigung von Digitalisierungsmalinahmen* und zur
Anderung des Gesetzes liber das ,Sondervermégen zur Nachholung von Investitionen
bei den Hochschulen in staatlicher Verantwortung*“

nebst Begriindung mit der Bitte, die Beschlussfassung des Landtages herbeizufiihren. Eine Geset-
zesfolgenabschatzung hat stattgefunden.

Federfiihrend ist das Finanzministerium.

Mit freundlichen Grii3en

Stephan Weil
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Entwurf

Gesetz
tiber das ,,Sondervermdgen zur Finanzierung des Ausbaus von Gigabitnetzen
und der Beschleunigung von Digitalisierungsmaflinahmen* und
zur Anderung des Gesetzes iiber das , Sondervermdgen zur Nachholung von Investitionen
bei den Hochschulen in staatlicher Verantwortung*“
Artikel 1

Gesetz
Uber das ,Sondervermégen zur Finanzierung des Ausbaus von Gigabitnetzen
und der Beschleunigung von DigitalisierungsmafRnahmen*
§1
Errichtung
'Das Land Niedersachsen errichtet ein zweckgebundenes, nicht rechtsfahiges ,Sondervermo-

gen zur Finanzierung des Ausbaus von Gigabitnetzen und der Beschleunigung von Digitalisie-

rungsmafinahmen®. ’Das Sondervermdgen ist von dem Ubrigen Vermdgen des Landes getrennt zu

halten.
§2
Zweck des Sondervermégens
Das Sondervermégen dient dazu, Mittel fiir den Investitionsbedarf
1. beim Ausbau der digitalen Infrastruktur und
2. Dbei DigitalisierungsmafRnahmen

bereitzustellen und mehrjahrig zu sichern.

§3
Finanzierung
'Das Land fiithrt dem Sondervermdgen im Haushaltsjahr 2018 durch Umbuchung aus dem
Bestand der allgemeinen Rucklage einen Betrag in Héhe von 500 000 000 Euro zu. ’Dartiber hin-
aus kénnen dem Sondervermdgen weitere Mittel zugefuhrt werden.
§4
Zweckbindung
'Das Sondervermdégen darf nur zur Finanzierung von

1. InvestitionsfordermalBnahmen zum Ausbau der digitalen Infrastruktur, insbesondere der Be-
reitstellung hochleistungsfahiger Gigabitnetze, fiir alle Zwecke des Datenverkehrs,

2. Investitions- und InvestitionsférdermalRnahmen zum Ausbau der Digitalisierung in der Lan-
desverwaltung und in der niederséchsischen Justiz sowie

3. sonstigen Investitionsférdermalinahmen zur Durchfiihrung von DigitalisierungsmafRnahmen
aullerhalb der Landesverwaltung

verwendet werden. 2Ein Rechtsanspruch auf eine Finanzierung aus dem Sondervermégen besteht
nicht.
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§5
Planung und Veranschlagung der einzelnen MaRhahmen

1Voraussetzung fur eine Finanzierung aus dem Sondervermdgen ist, dass die sich fur kiinftige
Haushaltsjahre ergebenden Mittelbedarfe in einen MafRnahmenfinanzierungsplan aufgenommen
werden, in dem darzustellen ist, dass die in den einzelnen Haushaltsjahren zu leistenden Ausgaben
die im Sondervermégen jahrlich zur Verfligung stehenden Mittel nicht Giberschreiten; die in diesem
Plan aufzufuhrenden MafRnahmen sind inhaltlich und zeitlich aufeinander abzustimmen und hin-
sichtlich der Bestimmung der MalRnahmen verbindlich. Der MaRnahmenfinanzierungsplan ist von
der Landesregierung zu beschlieRen und jahrlich fortzuschreiben. ®zusatzlich ist erforderlich, dass
der MalRnahmenfinanzierungsplan

1. in Bezug auf InvestitionsmaBnahmen nach § 4 Satz 1 Nr. 2
a) mitdem IT-Planungsrat des Landes einvernehmlich abgestimmt wurde und
b) MaRBnahmen aufgrund gesetzlicher Verpflichtungen vorrangig beriicksichtigt
und

2. vom Ausschuss fiur Haushalt und Finanzen des Niederséchsischen Landtages zur Kenntnis
genommen wurde.

4Ausgaben und Verpflichtungserméachtigungen dirfen nur veranschlagt werden, wenn die Voraus-
setzungen nach den Satzen 1 bis 3 vorliegen.

§6
Bewirtschaftung und Anlage der Mittel

(1) Ausgaben und Verpflichtungen fir MaBnahmen nach § 4 durfen bis zur Héhe der im daftr
eingerichteten Kapitel des Landeshaushalts (8§ 8 Satz 2) veranschlagten Ermé&chtigungen geleistet
oder eingegangen werden.

) 1Vorléiufig nicht fir Ausgaben benétigte Mittel des Sondervermégens kénnen zu marktge-
rechten Bedingungen als Darlehen an die Hannoversche Beteiligungsgesellschaft Niedersachsen
mbH gewahrt werden. ?Zins- und Tilgungszahlungen der Hannoverschen Beteiligungsgesellschaft
Niedersachsen mbH flieRen dem Sondervermégen zu.

8§87
Verwaltung

'Das Sondervermégen wird vom Ministerium fiir Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung
verwaltet; die Verwaltung kann teilweise auf andere oberste Landesbehdrden tbertragen werden.
“Abweichend hiervon entscheidet das Finanzministerium iiber die Gewaéhrung von Darlehen nach
§ 6 Abs. 2 und schlief3t die entsprechenden Vereinbarungen ab.

§8
Ubersicht und Nachweis

=i jedes Haushaltsjahr wird eine Ubersicht (ber die Einnahmen, Ausgaben und Verpflich-
tungsermachtigungen des Sondervermdgens erstellt. “Diese Ubersicht ist Bestandteil des Haus-
haltsplans des Landes und wird als Kapitel 50 82 im Einzelplan 08 ausgewiesen. *Am Schluss ei-
nes jeden Haushaltsjahres wird der Haushaltsrechnung des Landes ein Nachweis Uber die Ein-
nahmen und Ausgaben sowie den Bestand des Sondervermdgens beigeflgt.
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§9
Auflésung des Sondervermdgens
Das Sondervermégen gilt als aufgeldst, wenn der Bestand vollstandig entsprechend der
Zweckbindung verausgabt wurde.
Artikel 2

Anderung des Gesetzes iiber das ,Sondervermdgen zur Nachholung
von Investitionen bei den Hochschulen in staatlicher Verantwortung*

§ 3 Satz 1 des Gesetzes uber das ,Sondervermdgen zur Nachholung von Investitionen bei
den Hochschulen in staatlicher Verantwortung“ vom 16. Mai 2017 (Nds. GVBI. S. 153) erhalt fol-
gende Fassung:

,'Das Land fuhrt dem Sondervermégen im Haushaltsjahr 2017 einen Betrag in Hohe von
750 000 000 Euro und im Haushaltsjahr 2018 einen Betrag in Hohe von 300 000 000 Euro jeweils
durch Umbuchung aus dem Bestand der allgemeinen Ricklage zu.”

Artikel 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkiindung in Kraft.

Begriindung
A. Allgemeiner Teil
1. Anlass und Ziel des Gesetzes

Der ginstige Verlauf des Haushaltsjahrs 2017, insbesondere die erfreuliche Entwicklung der Steu-
ereinnahmen, hat zu einer Erweiterung der finanziellen SpielrAume gegenuber der urspriinglichen
Planung von uber 1 Milliarde Euro gefihrt. Der allgemeinen Ricklage kénnen deshalb gemanR § 25
Abs. 2 der Niederséchsischen Landeshaushaltsordnung (LHO) weitere Mittel zugefuhrt werden.

Das positive Ergebnis des Jahres 2017 soll fir Zukunftsinvestitionen und die Tilgung von Altschul-
den genutzt werden. Hierfur sollen im Haushaltsjahr 2018 ein Betrag von 500 000 000 Euro in ein
neu zu errichtendes ,Sondervermdgen zur Finanzierung des Ausbaus von Gigabitnetzen und der
Beschleunigung von Digitalisierungsmaflinahmen* (Artikel 1) und ein Betrag von 300 000 000 Euro
in das ,Sondervermdgen zur Nachholung von Investitionen bei den Hochschulen in staatlicher Ver-
antwortung” (Artikel 2) umgebucht werden. Im Jahresabschluss 2017 wird auRerdem der Einstieg in
die Tilgung von Altschulden in H6he von 100 000 000 Euro vollzogen.

2. HaushaltsmaRige Auswirkungen

Zu Artikel 1 (Sondervermégen zur Finanzierung des Ausbaus von Gigabitnetzen und der Beschleu-
nigung von Digitalisierungsmafnahmen):

Das ,Sondervermdgen zur Finanzierung des Ausbaus von Gigabitnetzen und der Beschleunigung
von Digitalisierungsmaflinahmen* stellt die Finanzierung von zweckgebundenen Investitions- und
Investitionsfordermanahmen im Bereich IT in den nachsten Jahren sicher. Durch die Errichtung
des Sondervermdégens werden keine Kosten ausgeldst. Die Umbuchung eines Betrages in Héhe
von 500 000 000 Euro aus dem Bestand der allgemeinen Riicklage fihrt zu keiner Haushaltsbelas-
tung.
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Zu Artikel 2 (Gesetz lber das ,Sondervermdgen zur Nachholung von Investitionen bei den Hoch-
schulen in staatlicher Verantwortung®):

Die Umbuchung eines Betrages in H6he von 300 000 000 Euro aus dem Bestand der allgemeinen
Rucklage fuhrt zu keiner Haushaltsbelastung.

3. Auswirkungen auf die Umwelt, den landlichen Raum und die Landesentwicklung, auf Men-
schen mit Behinderungen, auf Familien sowie auf die Verwirklichung der Gleichstellung von
Frauen und Mannern

Zu Artikel 1:

Das Sondervermdgen dient dazu, die mehrjahrige Bereitstellung von Mitteln fir Investitionsbedarfe
bei einem Ausbau der digitalen Infrastruktur in derzeit und absehbar unterversorgten Gebieten des
Landes sowie bei der Beschleunigung von Digitalisierungsmafinahmen in der Landesverwaltung
und in der niederséachsischen Justiz sowie aulerhalb der Landesverwaltung sicherzustellen. Weite-
re Auswirkungen sind nicht erkennbar.

Zu Artikel 2:

Der Zufuhrungsbetrag wird dazu verwendet, um gemaR der Zweckbindung des Sondervermdgens
die zuséatzliche Finanzierung von InvestitionsmafRnahmen zum Abbau des Nachholbedarfs bei der
Durchfiihrung von Investitionen bei den Hochschulkliniken in Hannover und Géttingen im Bereich
der Krankenhausversorgung zu ermdglichen. Weitere Auswirkungen sind nicht erkennbar.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1:

Niedersachsen ist auf dem Weg in die digitale Gesellschaft. Neue Technologien und Dienstleistun-
gen durchdringen nahezu jeden Bereich des taglichen Lebens und Wirtschaftens. Die Informations-
und Kommunikationstechnologie er6ffnet den Menschen und Unternehmen in Niedersachsen wich-
tige Chancen: Neue Wege des Zusammenlebens und der Zusammenarbeit, bessere Méglichkeiten
zur Teilhabe am gesellschaftlichen Leben, groRere wirtschaftliche Erfolge.

Das auf Basis von Breitbandanschliissen in Festnetzen abgewickelte Datenvolumen ist in Deutsch-
land im Jahr 2016 deutlich gestiegen. Bis Ende 2016 wurden insgesamt etwa 28 Milliarden Giga-
byte (GB) von den Verbrauchern erzeugt. Nach dem Tatigkeitsbericht der Bundesnetzagentur
2016/2017 entsprach dies pro Anschluss einem monatlichen Datenvolumen von ca. 74 GB. Studien
gehen davon aus, dass der Pro-Kopf-Datenverkehr im Jahr 2025 im Vergleich zu 2015 auf das
Funffache steigen wird, zu Stof3zeiten sogar auf das 18-Fache. Fir den mobilen Datenverkehr wer-
den nach einer Studie des Fraunhofer-Instituts noch hdhere Bedarfe bis 2025 prognostiziert.
Grundlage fur die schrittweise Ausgestaltung der digitalen Gesellschaft sind daher hochleistungsfé-
hige Gigabitnetze, die allen Biirgerinnen und Birgern, Unternehmen und den Verwaltungen in Nie-
dersachsen zur Verfiigung stehen mussen. Derzeit sind in Niedersachsen nur 3 Prozent der Ge-
baude mit einem Anschluss mit Gigabitgeschwindigkeit versorgt.

Eine flachendeckende Breitbandversorgung fuhrt volkswirtschaftlich zu positiven Effekten, weil sie
Wachstum und Innovation in allen Wirtschaftszweigen beschleunigt und der Bevélkerung neue
Maoglichkeiten zur kulturellen und sozialen Teilhabe gibt. Den wachsenden Anforderungen an eine
Internetversorgung mit steigenden Datenvolumina ist daher zligig Rechnung zu tragen.

Um den Ausbau dieser Netze voranzutreiben, sollen bis spatestens 2025 Ubertragungsgeschwin-
digkeiten von mehr als einem Gigabit pro Sekunde im gesamten Landesgebiet ermdglicht werden.
Der flachendeckende Ausbau mit hochleistungsféahigen Gigabitnetzen ist zudem eine wesentliche
Voraussetzung, um die Verfiigbarkeit des neuen Mobilfunkstandards ,5G" zligig herzustellen.

Der Ausbau der Breitbandnetze liegt vorwiegend in der Hand privatwirtschaftlicher Unternehmen. In
Gebieten, in denen privatwirtschaftliche Investitionen absehbar nicht erfolgen werden, ist flr den
notwendigen Ausbau hochleistungsfahiger Gigabitnetze eine zielgerichtete Férderung erforderlich.
Das europaische Beihilferecht erlaubt die Férderung von Investitionen in den Breitbandausbau der-
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zeit nur in aktuell und absehbar unterversorgten Gebieten. Maf3geblich ist dabei derzeit eine Auf-
greifschwelle von 30 Megabit pro Sekunde: Ist diese erreicht, ist eine 6ffentliche Férderung nicht
mehr zuldssig. Aktuell wird auf européischer Ebene ein Diskussionsprozess mit dem Ziel gefuhrt,
diese Schwelle deutlich auf wenigstens 100 Megabit pro Sekunde zu erhéhen.

Dariiber hinaus ist es eine wichtige Aufgabe, den digitalen Zugang und die durchgangig digitale
Abwicklung zu bzw. von Verwaltungsleistungen zu ermdglichen. Auch um das Gesetz zur Verbes-
serung des Onlinezugangs zu Verwaltungsleistungen (Onlinezugangsgesetz) vom 14. August 2017
(BGBI. I S. 3122, 3138) umsetzen zu kodnnen, ist zu diesem Zweck ein Ausbau von zentralen
IT-Infrastrukturen (Hard- und Software) und Basisdiensten (fachunabhéngige IT-Verfahren zur Un-
terstiitzung von unterschiedlichen Verwaltungsaufgaben) fir die Verwaltung erforderlich. Es sind
MaRnahmen zur Optimierung kinftig digitaler Verwaltungsprozesse, zur Weiterentwicklung einer
Ubergreifenden Kommunikation mit dem Ziel der zeitgerechten und wirtschaftlichen Konsolidierung
und zur Modernisierung der IT der Landesverwaltung notwendig. Mit einem steigenden Grad der
Digitalisierung wachsen auch die Gefahren fur die Informationssicherheit und damit eines unbe-
rechtigten Zugriffs auf Daten. Daher sind bei allen MalRnahmen zur Digitalisierung stets auch be-
gleitende MaRnahmen zur Gewahrleistung des Datenschutzes und einer angemessenen Informati-
onssicherheit zu ergreifen.

Neben einer Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes zeigt sich die fortschreitende Digitalisierung
der Landesverwaltung insbesondere in der Entwicklung des bundesweit einheitlichen digitalen
Sprech- und Datenfunksystems fir die Behdrden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben
(Digitalfunk BOS). Nach einer gemeinsamen Bewertung von Bund und Landern sind Modernisie-
rungsvorhaben zur Aufrechterhaltung eines langfristig sicheren Betriebs, zur Zukunftssicherung der
Technik und zum Erhalt bereits getatigter Investitionen unabdingbar. Nach Abschluss des bundes-
weiten Erstaufbaus handelt es sich hierbei insbesondere um MaRnahmen zur Herstellung und Auf-
rechterhaltung der Funkversorgungsgiite nach bundeseinheitlich vereinbarten Standards, die Har-
tung des Digitalfunknetzes durch einen Ausbau der Notstromversorgung, die notwendige Anpas-
sung des Zugangsnetzes (Richtfunk/Festnetz) und die Netzmodernisierung durch Umstellung auf
Internet-Protokoll-Telefonie (IP) bis zum Jahr 2025.

Digitalisierung wirkt sich auf alle Bereiche des téglichen Lebens aus und ist daher eine Aufgabe al-
ler Ressorts. Notwendig sind Strategien fiir die digitale Gesundheitsversorgung inshesondere in
landlichen Regionen, die digitale Energieversorgung, fir den Umgang mit Big Data und die digitale
Produktion, fur den digitalen Verkehr und das autonome Fahren und nicht zuletzt fur die digitale
Bildung. Digitalisierungsprozesse auf3erhalb der Landesverwaltung, fir die ein erhebliches Landes-
interesse besteht, sollen daher zielgerichtet durch geeignete InvestitionsférdermalZnahmen unter-
stitzt werden.

Zu den 88 1 und 2 - Errichtung und Zweck des Sondervermégens:

Das Sondervermdégen soll durch eine gesicherte mehrjahrige Bereitstellung von investiven Mitteln
den Ausbau der digitalen Infrastruktur in derzeit und absehbar unterversorgten Gebieten des Lan-
des, einen Ausbau der Digitalisierung von Verwaltungsleistungen (einschlieBlich der langfristigen
Absicherung der einsatzkritischen Sprachkommunikation der Behdrden und Organisationen) sowie
die Forderung von DigitalisierungsmaBnahmen auf3erhalb der Landesverwaltung ermdéglichen. Die
Mittel des Sondervermdgens unterliegen einer eigenen Wirtschafts- und Rechnungsfiihrung, wer-
den vom Ubrigen Vermdgen des Landes getrennt gehalten und Uber ein gesondertes Konto des
Landes verwaltet.

Zu § 3 - Finanzierung:

Durch eine Umbuchung zulasten der allgemeinen Riicklage wird dem Sondervermégen im Haus-
haltsjahr 2018 in einem ersten Schritt ein Betrag in Ho6he von 500 000 000 Euro zugefihrt. Bis zum
Jahr 2022 soll im Rahmen des Sondervermdgens insgesamt ein Betrag in H6he von 1 000 000 000
Euro zur Verfiigung gestellt werden.

Zu § 4 - Zweckbindung:

Die Vorschrift beschrankt die Verwendung von Mitteln des Sondervermégens auf bestimmte Inves-
titionsmaRnahmen und Investitionsférdermaf3nahmen im Bereich der digitalen Infrastruktur und
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der IT. Ausgaben fir InvestitionsmalRnahmen nach Satz 1 Nr. 2 umfassen dabei nicht nur Ausga-
ben fir ,Investitionen im Sinne des § 13 Abs. 3 Satz 2 LHO, sondern allgemein Ausgaben fur die
Planung, Beschaffung und Implementierung von IT-Infrastrukturen und Basisdiensten in der Lan-
desverwaltung und in der niedersachsischen Justiz, die in einem finalen Zusammenhang mit der
Durchfiihrung der jeweiligen MaRBnahme stehen. Ermoglicht werden auch Investitionsférdermali-
nahmen zum Ausbau der Digitalisierung von Verwaltungsleistungen der mittelbaren Landesverwal-
tung auf kommunaler Ebene, um modellhaft Digitalisierungsprojekte erproben zu kdnnen.

Ein Rechtsanspruch auf eine Finanzierung aus dem Sondervermdgen besteht nicht.
Zu 8§ 5 - Planung und Veranschlagung der einzelnen Maf3nahmen:

In der Vorschrift werden die Voraussetzungen fir die Planung und Veranschlagung der einzelnen,
aus Mitteln des Sondervermdgens zu finanzierenden MaBhahmen geregelt.

Koordinierend durch das Ministerium fir Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung ist ein von
der Landesregierung zu beschlieBender und jahrlich fortzuschreibender Mal3nahmenfinanzierungs-
plan zu erstellen, in dem die in den kiinftigen Haushaltsjahren zu leistenden Ausgaben in Abhé&n-
gigkeit von dem jeweils im Sondervermégen vorhandenen Mittelbestand maRnahmenbezogen dar-
zustellen sind. Hierfur ist es erforderlich, dass die einzelnen MafRnahmen inhaltlich und zeitlich auf-
einander abgestimmt sind. Der MalRnahmenfinanzierungsplan ist hinsichtlich der Bezeichnung der
dort aufgefiihrten MaRnahmen verbindlich.

Die einvernehmliche Abstimmung von IT-InvestitionsmaBnahmen im IT-Planungsrat des Landes
nach Satz 3 Nr. 1 Buchst. a dient der Koordination entsprechender InvestitionsmafRnahmen in der
Landesverwaltung und in der niedersachsischen Justiz. Eine Vielzahl an MaRnahmen mit dem Ziel
der Digitalisierung von Verwaltungsverfahren ist bereits aufgrund gesetzlicher Verpflichtungen
(z. B. aufgrund des Onlinezugangsgesetzes) durch das Land Niedersachsen umzusetzen. Mit der
Regelung in Satz 3 Nr. 1 Buchst. b soll sichergestellt werden, dass solche MaRnahmen vorrangig
im MaRnahmenfinanzierungsplan beriicksichtigt werden.

Voraussetzung fir die Veranschlagung einzelner Mal3nahmen im Landeshaushalt ist des Weiteren,
dass der MalRnahmenfinanzierungsplan zuvor vom Ausschuss fiir Haushalt und Finanzen des Nie-
dersachsischen Landtags zur Kenntnis genommen wurde (Satz 3 Nr. 2). Hierdurch wird die parla-
mentarische Kontrolle gestarkt.

Zu § 6 - Bewirtschaftung und Anlage der Mittel:

Die Regelung in Absatz 1 begrenzt die H6he der zu leistenden Ausgaben und einzugehenden Ver-
pflichtungen auf die Hohe der im Sondervermégen jeweils veranschlagten Haushaltserméchtigun-
gen.

Gemal Absatz 2 kénnen vorlaufig nicht bendétigte Mittel des Sondervermdgens zu marktgerechten
Bedingungen als Darlehen an die Hannoversche Beteiligungsgesellschaft Niedersachsen mbH ge-
wahrt werden. Abhangig von der Laufzeit deckt diese ihren Kreditbedarf durch die Begebung von
Schuldscheindarlehen und Namensschuldverschreibungen. Zins- und Tilgungszahlungen aus ge-
wahrten Krediten flieRen dem Sondervermdgen wieder zu und stehen dann entsprechend der
Zweckbindung fir Investitionen und Investitionsférdermaf3nahmen zur Verfiigung.

Zu 8 7 - Verwaltung:

Das Sondervermdgen wird vom Ministerium fur Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung ver-
waltet; die Verwaltung kann teilweise auf andere oberste Landesbehdérden Ubertragen werden. Das
Finanzministerium trifft die Entscheidung Uber die Gewahrung von Darlehen an die Hannoversche
Beteiligungsgesellschaft Niedersachsen mbH und ist zustandig fiir den Abschluss entsprechender
Vereinbarungen.

Zu § 8 - Ubersicht und Nachweis:

Die Vorschrift regelt die Darstellung des Sondervermdgens im Haushaltsplan und den Nachweis in
der Haushaltsrechnung.



Niederséchsischer Landtag — 18. Wahlperiode Drucksache 18/772

Zu 8 9 - Auflésung des Sondervermdégens:

Die Vorschrift regelt den Zeitpunkt zur Auflésung des Sondervermdgens.

Zu Artikel 2:

Dem ,Sondervermégen zur Nachholung von Investitionen bei den Hochschulen in staatlicher Ver-
antwortung“ wurde im Haushaltsjahr 2017 durch Umbuchung aus dem Bestand der allgemeinen
Rucklage u. a. ein Betrag in Hohe von 600 000 000 Euro zugefiihrt, um gemaR der Zweckbindung
des Sondervermégens die Finanzierung von InvestitionsmafBnahmen zum Abbau des Nachholbe-
darfs bei der Durchfiihrung von Investitionen bei den Hochschulkliniken in Hannover und Géttingen
im Bereich der Krankenhausversorgung zu ermdglichen. Im Haushaltsjahr 2018 soll dem Sonder-
vermdgen fir diese Zwecke nunmehr ein weiterer Betrag in Hohe von 300 000 000 Euro durch
Umbuchung aus dem Bestand der allgemeinen Riicklage zugefuhrt werden.

Zu Artikel 3:

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.

(Verteilt am 30.04.2018)



	Drucksache 18/772
	Gesetzentwurf
	Der Niedersächsische Ministerpräsident
	Entwurf eines Gesetzes über das „Sondervermögen zur Finanzierung des Ausbaus von Gigabitnetzen und der Beschleunigung von Digitalisierungsmaßnahmen“ und zur Änderung des Gesetzes über das „Sondervermögen zur Nachholung von Investitionen bei den Hoch-schulen in staatlicher Verantwortung“
	Entwurf
	Gesetzüber das „Sondervermögen zur Finanzierung des Ausbaus von Gigabitnetzen und der Beschleunigung von Digitalisierungsmaßnahmen“ und zur Änderung des Gesetzes über das „Sondervermögen zur Nachholung von Investitionen bei den Hochschulen in staatlicher Verantwortung“
	Artikel 1 - Gesetz über das „Sondervermögen zur Finanzierung des Ausbaus von Gigabitnetzen und der Beschleunigung von Digitalisierungsmaßnahmen“
	§ 1 Errichtung
	§ 2 Zweck des Sondervermögens
	§ 3 Finanzierung
	§ 4 Zweckbindung
	§ 5 Planung und Veranschlagung der einzelnen Maßnahmen
	§ 6 Bewirtschaftung und Anlage der Mittel
	§ 7 Verwaltung
	§ 8 Übersicht und Nachweis
	§ 9 Auflösung des Sondervermögens

	Artikel 2 Änderung des Gesetzes über das „Sondervermögen zur Nachholung von Investitionen bei den Hochschulen in staatlicher Verantwortung
	Artikel 3 Inkrafttreten
	Begründung
	A. Allgemeiner Teil
	B. Besonderer Teil


